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Leitsätze des Urteils 

1. Wettbewerb — Beherrschende Stellung — Relevanter Markt — Wöchentliche Femsehpro-
grammvorschauen und Zeitschriften, in denen sie veröffentlicht werden 
(EWG-Vertrag, Artikel 86) 

2. Freier Warenverkehr — Gewerbliches und kommerzielles Eigentum — Artikel 36 EWG-
Vertrag — Auslegung unter Berücksichtigung der Wettbewerbsregeln 
(EWG-Vertrag, Artikel 2, 3, 36, 85 und 86) 

3. Wettbewerb — Beherrschende Stellung — Urheberrechte — Wöchentliche Fernsehpro­
grammvorschauen — Ausübung des Rechts — Mißbrauch — Voraussetzungen 
(EWG-Vertrag, Artikel 36 und 86) 

4. Handlungen der Organe — Begründungspflicht — Umfang — Entscheidung über die An­
wendung der Wettbewerbsregeln 
(EWG-Vertrag, Artikel 190) 
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5. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Abstellung der Zuwiderhandlungen — Befugnis 
der Kommission —An die Unternehmen gerichtete Aufforderungen 
(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 3 Absatz 1) 

6. Völkerrechtliche Verträge — Verträge der Mitgliedstaaten — Verträge, die vor Inkrafttreten 
des EWG-Vertrags geschlossen worden sind — Artikel 234 EWG-Vertrag — Zweck — 
Tragweite — Rechtfertigung von Beschränkungen des innergemeinschaftlichen Handels — 
Unzulässigkeit 
(EWG-Vertrag, Artikel 234) 

1. Der Markt der wöchentlichen Fernseh­
programmvorschauen und derjenige der 
Fernsehzeitschriften, in denen sie veröf­
fentlicht werden, stellen im Hinblick auf 
die Anwendung des Artikels 86 EWG-
Vertrag Teilmärkte des allgemeinen 
Marktes der Information über die Fern­
sehprogramme dar. Auf ihnen wird ein 
Erzeugnis, die Information über die wö­
chentlichen Programme, angeboten, nach 
dem eine besondere Nachfrage sowohl 
seitens Dritter, die einen umfassenden 
Fernsehprogrammführer veröffentlichen 
und vertreiben möchten, als auch seitens 
der Fernsehzuschauer besteht. 

2. Nach der Systematik des Vertrages ist 
Artikel 36, wenn es darum geht, den 
Umfang des Schutzes zu ermitteln, den 
er dem gewerblichen und kommerziellen 
Eigentum gewähren will, aus der Sicht 
der Ziele und der Tätigkeit der Gemein­
schaft, wie sie in den Artikeln 2 und 3 
EWG-Vertrag definiert sind, auszulegen. 
Dabei sind insbesondere die Erforder­
nisse zu berücksichtigen, die mit der 
Schaffung des in Artikel 3 Buchstabe f 
genannten Systems des freien Wettbe­
werbs innerhalb der Gemeinschaft ver­
bunden sind und ihren Ausdruck unter 
anderem in den durch die Artikel 85 und 
96 EWG-Vertrag aufgestellten Verboten 
finden. 

3. Wenn auch der Schutz des spezifischen 
Gegenstands des Urheberrechts dessen 
Inhaber grundsätzlich das vom EWG-

Vertrag nicht berührte Recht verleiht, 
sich die ausschließliche Befugnis zur Ver­
vielfältigung des geschützten Werkes 
vorzubehalten, und wenn auch die Aus­
übung dieses ausschließlichen Rechts als 
solche nicht mißbräuchlich ist, so gilt dies 
doch dann nicht, wenn sich aus den Um­
ständen des Einzelfalls ergibt, daß mit 
den Bedingungen und Modalitäten der 
Ausübung dieses ausschließlichen Rechts 
in Wirklichkeit ein Ziel verfolgt wird, das 
in offensichtlichem Widerspruch zu den 
Zwecken des Artikels 86 EWG-Vertrag 
steht. In einem solchen Fall entspricht 
nämlich die Ausübung des Urheberrechts 
nicht mehr der wesentlichen Funktion 
dieses Rechts im Sinne des Artikels 36 
EWG-Vertrag, die darin besteht, den 
Schutz der Rechte an dem geistigen 
Werk und die Vergütung der schöpferi­
schen Arbeit unter Beachtung der 
Zwecke insbesondere des Artikels 86 si­
cherzustellen. 

Dies ist der Fall, wenn eine Sendeanstalt 
das ihr nach dem nationalen Recht zuste­
hende Urheberrecht an ihren wöchentli­
chen Fernsehprogrammvorschauen in der 
Weise ausübt, daß sie sich deren aus­
schließliche Veröffentlichung vorbehält 
und dadurch verhindert, daß ein neues 
Erzeugnis, das die Programme aller Sen­
der, die die Fernsehzuschauer empfangen 
können, zusammenfaßt und nach dem 
eine potentielle Nachfrage der Verbrau­
cher besteht, auf den abgeleiteten Markt 
der Fernsehzeitschriften kommt, auf dem 
sie ein Monopol besitzt. 
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4. Die Kommission hat nach Artikel 190 
EWG-Vertrag bei einer Entscheidung 
über die Anwendung der Wettbewerbsre­
geln zwar die sachlichen Gesichtspunkte, 
von denen die Rechtmäßigkeit der Ent­
scheidung abhängt, sowie die rechtlichen 
Erwägungen aufzuführen, die sie zum 
Erlaß ihrer Entscheidung veranlaßt ha­
ben; sie braucht jedoch nicht auf alle 
sachlichen und rechtlichen Gesichts­
punkte einzugehen, die im Verwaltungs­
verfahren behandelt worden sind. 

5. Die der Kommission durch Artikel 3 Ab­
satz 1 der Verordnung Nr. 17 einge­
räumte Befugnis, die betroffenen Unter­
nehmen zu verpflichten, die festgestellte 
Zuwiderhandlung abzustellen, umfaßt 
das Recht der Kommission, diesen auf­
zugeben, bestimmte Handlungen vorzu­
nehmen oder zu unterlassen, um die Zu­
widerhandlung abzustellen. Unter diesem 
Blickwinkel bestimmen sich die diesen 

Unternehmen auferlegten Verpflichtun­
gen unter Berücksichtigung des jeweili­
gen Einzelfalls nach den Erfordernissen 
der Wiederherstellung der Legalität. 

6. Ein Mitgliedstaat kann sich nicht nach 
Artikel 234 EWG-Vertrag auf eine vor 
Inkrafttreten des EWG-Vertrags ge­
schlossene Übereinkunft berufen, um Be­
schränkungen des Handels zwischen den 
Mitgliedstaaten zu rechtfertigen. Denn 
diese Vorschrift, mit der bezweckt ist, si­
cherzustellen, daß die Geltung des 
EWG-Vertrags weder der gebotenen 
Achtung der Rechte, die dritten Ländern 
aufgrund einer früher mit einem Mit­
gliedstaat geschlossenen Übereinkunft 
zustehen, noch der Einhaltung der sich 
aus der Übereinkunft ergebenden Ver­
pflichtungen durch diesen Mitgliedstaat 
entgegensteht, bezieht sich nur auf die 
Rechte und Pflichten im Verhältnis zwi­
schen Mitgliedstaaten und Drittstaaten. 

U R T E I L DES G E R I C H T S (Zweite Kammer) 

10. Juli 1991 * 
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